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x Seänderte Art derIneız Datum Fundstelle Sender Be

Kbis ein-
Nom 18.8,
1 Anıner-

Indesver- 5.5. 1987 |BGBI.12501 Art {81 Abs. 1 Satz2] teilw.
I mit GG

anver-
; einbar
Nuinder 22. 10. 1987 |BGBI. 12294 |Art. 183 Ne. 5 geind
Miktöclck-
Berzeugnis-

etz)
des Be- |13. 12. 1989 BGBL. 12135 Art. 18 1 Abs. 1 Satz 2
wälte Nr. 2 ingef

Bisheriger Art. 1$ 1
Abs. 1 Satz 2 Nm. 2 bis

h 5 wurden Nm. 3 bis 6
Inkom- [30.8.1994 |BGBI.N 1438] Art. 18 1 Abs. 1 Sarz 2
DI zur Nr. 6 und Abs. 2 geind
indels- Ar. 1$ 1 Abs. 3 einge.

Anderung

Das Rechtsberatungsgesetz (RBerG)ist ein Nazi-Geseitz.

Nach Ansicht vieler reicht diese Tatsachefür sich gesehen

noch nicht aus, um die Aufhebung des RBerGzu fordern.

Reformbedürftig ist es jedoch allemal. Wie ein Damokles-

schwert hängt es überall jenen Organisationen, die sozial

Benachteiligte wie etwa Sozialhilfeempfänger oder Asyl-

bewerberüberihre Rechte aufklären. Dennjegliche Form

der Rechtsberatungist erlaubnispflichtig. Und eine solche

Erlaubnis ist schwer zu bekommen.

Zur Geschichte des RBerG

Das RBerG (ursprünglich: „Gesetz zur Verhütung von

Mißbräuchen auf dem Gebiet der Rechtsberatung”) wurde

1935 aufgrund des „Gesetzes zur Behebung der Not von

Volk und Reich” vom 24. März 1933 erlassen, nachdem

vorher die neue Reichsrechtsanwaltsordnung verabschie-

det worden war. Im Zusammenhang mit diesem Gesetz er-

folgte die totale Unterstellung der gesamten Rechitsbera-

tung unter den Bund nationalsozialistischer deutscher Ju-

risten (BNSDJ). Nachdem jüdischen Rechtsanwälten die

Ausübung ihres Berufs weitgehend unmöglich gemacht

worden war, sah die erste Ausführungsverordnung zum

RBerG den Ausschluß von Juden auch von der Rechtsbe-

ratungvor. !

Mit dem nationalsozialistiischen Ursprung des Gesetzes

setztsich die Rechtsprechung heute allerdings kaum noch
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auseinander. Nachdem die rassistischen Vorschriften gestri-

chen worden waren, hat sie das Gesetz von diesem Makel

freigesprochen. Wennallerdings der Reichsführer des BNSDJ

1936 mit großer Zufriedenheit feststellen konnte, daß dieses

Gesetzgebungswerk „im marxistisch-liberalistischen Par-

teienstaat eine völlige Unmöglichkeit gewesen wäre" und „nur

auf dem festen Bodennationalsozialistischer und berufs-

ständischer Weltanschauungentstehen konnte”2, dann fragt

sich, ob Rechtsprechung und Rechtslehre es sich nicht ein

bißchen zu einfach machen, wenn sie davon ausgehen, daß

mit der Streichungderrassistischen Vorschriften auch der na-

tionalsozialistische Inhalt des Gesetzeseliminiert wordenist.3

Der Begriff der Rechtsberatung

GemäßArt. 18 11S. 1 RBerG darf „die Besorgung fremder

Rechtsangelegenheiten, einschließlich der Rechtsberatung

und der Einziehung fremder oder zu Einziehungszwecken

abgetretener Forderungen, geschäftsmäßig - ohne Unter-

schied zwischen haupt- und nebenberuflicher Tätigkeit - nur

von Personen betrieben werden, denen dazu von der zu-

ständigen Behördedie Erlaubnis erteilt ist". Damit ist grund-

sätzlich jede geschäftsmäßige Besorgung fremder Rechts-

angelegenheiten erlaubnispflichtig. Lediglich einige wenige

und zudem eng begrenzte Ausnahmenfindensich in Art. 1

88 2, 3 und 5-7 RBerG.

Unter Rechtsangelegenheiten verstehendie Rechtsprechung

und ein überwiegenderTeil der Literatur die Angelegenheiten,

die entwederder Verwirklichung oder der Gestaltung eines

Rechts dienen. Der Rechtsverwirklichung, das heißt der

Durchsetzung oder der Sicherung von Rechten und An-

sprüchen beziehungsweise der Klärung bestehender Rechts-

beziehungen dienendeTätigkeiten sind beispielsweise Kla-

gen, Strafanzeigen oder Anträge auf Erlaß einereinstweiligen

Verfügung. Eine auf Rechtsgestaltung, das heißt auf die Schaf-

fung oder Veränderung vonVertragsverhältnissen abzielende

Tätigkeit ist etwa der Abschluß eines Kaufvertrages.‘

Unter die Besorgung einer fremden Rechtsangelegenheitfällt

nach der Rechtsprechung und des überwiegendenTeils der

Literatur jede Tätigkeit, die auf die unmittelbare Förderung

konkreter fremder Rechtsangelegenheiten gerichtet ist. Die

Rechtsberatungsei eine Unterform der Rechtsbesorgung.

Unter Rechtsberatungseidie schriftliche oder mündliche Un-

terrichtung des Rechtsuchenden über die Rechtslage in ei-

nem Einzelfall und über die zu ergreifenden Maßnahmenbei

der Durchsetzungseiner Rechte zu verstehen.

Erlaubnispflichtig ist nach dem RBerG nur die Besorgung

fremder Rechtsangelegenheiten. Die Entscheidung der Fra-

ge, ob eine eigene oder fremde Rechtsangelegenheit vor-

liegt, richtet sich, so die Rechtsprechung und der überwie-

gendeTeil der Literatur, danach, in wessen wirtschaftlichen

Interesse die Besorgung der Angelegenheit liegt.5 Umstritten

sind die Fälle, in denen jemand aufgrund einer engen ver-

wandtschaftlichen oder sonstigen persönlichen Beziehung

zu einem Dritten für diesen rechtsbesorgendtätig wird. Nach

Ansicht des BGH wird man in diesen Fällen von der Besor-

gungeiner eigenen Rechtsangelegenheit sprechen können,

wenn der Besorgendeaufgrund der engen Beziehungeinei-

genesInteresse an der Erledigung der Rechtsangelegenheit

desDritten hat.® Einige süddeutsche Oberlandesgerichte se-

hen das ein bißchen enger und wenden das Verbot des

RBerG auch auf nur persönliche Beziehungen? oder sogarauf

verwandtschaftliche Beziehungen®an.

Schwierigkeiten bereitet auch das Merkmal der Geschäfts-

mäßigkeit der Rechtsbesorgung. Nach einer nur noch ver-

einzelt vertretenen Mindermeinung?ist die Geschäftsmäßig-
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keit als ein Merkmal des objektiven Tatbestands anzusehen.

Geschäftsmäßig handelt danach, wer in einer Weise nach

außen auftritt, aus der sich ergibt, daß er die Rechtsbesor-

gung als gewerbliches oder berufliches Geschäft betreibt,

insbesondere werdie selbständige Rechtsbesorgungmit ei-

ner gewissentatsächlichen Häufigkeit ausübt. Die heute herr-

schende Meinung'° versteht dagegen das Merkmal der Ge-

schäftsmäßigkeit ausschließlich als ein Merkmal des subjek-

tiven Tatbestands. Darauf, ob im Sinne des allgemeinen

Sprachgebrauchs die Rechtsbesorgungals berufliches oder

gewerbliches Geschäft ausgeübt werde, kommeesnichtan.

Entscheidendsei vielmehr, mit welcher subjektiven Willens-

richtung der Rechtsbesorgendeagiere. Besorge er fremde

Rechtsangelegenheiten aus besonderen Gründenlediglich in

einem Gelegenheitsfall, so fehle es an der Geschäftsmäßig-

keit. Diese sei dagegen immer dann gegeben, wenn der

Rechtsbesorgendein der Absicht handele, seine Rechtsbe-

sorgungstätigkeit - sei es auch nur bei sich bietender Gele-

genheit- in gleicher Art zu wiederholen.

 
Die Kritik an der Rechtsprechung zum RBerG

"Das subjektive Verständnis des Tatbestandsmerkmals ‚ge-

schäftsmäßig’ führt bei konsequenter Durchführung in einer

Reihe von Fällen zu dem Rechtsempfinden nicht entspre-

chenden Ergebnissen”"', stellt Hartmut König jedochfest.

Dieses Verständnis unterwirft auch die Rechtsberatung und

Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten, die für Famili-

enangehörige und für Freunde und Bekannte sowie aus

Gefälligkeit vorgenommenwerden, dem Verbot des Art. 18 1

RBer@G. Berechtigterweise hat das in der Literatur für einige

Empörung gesorgt: „Wie stellen sich die Auslegereigentlich

friedlichen sozialen Kontakt vor? Wer in enger Gemeinschaft

wohnt, kann doch seinem Nachbarn nicht die Tür weisen,

wenndiesersich vertrauensvoll an ihn wendet, damit er einen

Rat erhalte”. Eine Rechtsprechung, die das verlange, sei

schlicht als pathologisch abzuqualifizieren. Eine derartige

Tätigkeit entspreche einersittlichen Pflicht und stelle auf-

grund einer verfassungskonformen Auslegung des RBerG

keinen Verstoß gegendasdort zu findendeVerbotdar.'!?

Einen weiteren Gegnerhat die Rechtsprechung unlängstin

Helmut Kramer gefunden. Gemeinsam mit seiner Frau hat der

pensionierte Oberlandesrichter zwei Totalverweigerervertei-

digt, die für zwei andereTotalverweigerer rechtsberatendtätig

124

geworden waren und deswegen prompt von der Braun-

schweigerStaatsanwaltschaft angezeigt wurden. Die beiden

verloren das gegensie angestrengte Bußgeldverfahren. Dar-

aufhin erstattete Kramer, der zwar als Richter am Oberlan-

desgericht Braunschweig tätig gewesen war, aber natürlich

keine Rechtsanwaltszulassung besaß, eine Selbstanzeige,

weil bei ihm genau die gleichen Voraussetzungen vorlagen,

die zu der Verurteilung von der beiden Totalverweigerer ge-

führt hatten. Das geschah nicht ohne Hintergedanken. Denn

Kramerslangfristiges Ziel ist die Aufhebung des RBerG durch

das Bundesverfassungsgericht. Nachdem er dann seiner-

seits rechtskräftig verurteilt worden war, hat er deshalb eine

Verfassungsbeschwerde erhoben, über die die Karlsruher

Richter in nächsterZeit zu entscheiden haben werden.

RBerG und GG

Unter anderem hält Kramer seine Verurteilung für einen Ein-

griff in die allgemeine Handlunggsfreiheit. Und Eingriffe in die

allgemeine Handlunggsfreiheit unterliegen dem Grundsatz der

Verhältnismäßigkeit. „Das Prinzip der Verhältnismäßigkeit ver-

langt”, so Kramerin seiner Beschwerdeschrift, „daß das ge-

setzgeberische Ziel auf den Schutz eines Gemeinschaftsgut-

es gerichtet ist, und daß der gesetzlich vorgeseheneEingriff

in die Freiheit des Einzelnen zur Erreichung des gesetzgebe-

rischen Ziels geeignet, erforderlich und verhältnismäßig in

dem engeren Sinn sein muß, daß die Intensität der Freiheit-

seinschränkungnicht in einem unvernünftigen Verhältnis zur

Förderung des damit verfolgten Gemeinwohlzweckssteht". '3

Die Funktionen des RBerG

Nachder Rechtsprechung und eines überwiegendenTeils Li-

teratur ist das RBerG als Berufsordnungsgesetz der Rechts-

beistände aufzufassen. Es habe darüber hinaus jedoch zwei

weitere Zielrichtungen: Zum einen diene es dem Schutz der

Allgemeinheit. Der einzelne Rechtsuchendesolle vor der Ge-

fahr bewahrt werden, die Erledigung seiner Rechtsangele-

genheiten Personen zu überlassen, die nicht über die für die

ordnungsgemäßeErledigungerforderliche Sachkenntnis ver-

fügen. Zum anderen solle aber auch die reibungslose Ab-

wicklung des Rechtsverkehrs, das heißt des Verkehrs der

Rechtsuchendenmit Gerichten und Behörden gewährleistet

werden. Insbesondere solle die Durchführung von Rechts-

streitigkeiten nicht durch die Einschaltung von Personen, die

nicht über die persönliche Zuverlässigkeit, Eignung undins-

besondere Sachkunde verfügen, behindert werden. Außer-

dem sei das RBerG ein Schutzgesetz für den Anwaltsstand.

Es wolle diesen vor dem Wettbewerb mit Personen schützen,

die weder standesrechtlichen, gebührenrechtlichen noch

sonstigen im Interesse der Rechtspflege gesetzten Schran-

ken unterliegen.'*

Dochfraglich sei bereits, so Kramer, ob das Verbot auch der

altruistischen, in jeder Beziehung unentgeltlichen Rechtsbe-

ratung überhaupt geeignet sei, den Interessen der rechtsu-

chenden Bevölkerung zu dienen. „Zwar möchte jeder Bürger

vor unsachgemäßer Rechtsberatung und -entscheidung be-

wahrt bleiben - ein Wunsch, den bekanntlich nicht einmal al-

le Volljuristen zu erfüllen imstandesind. Zugleichist das In-

teresse der Bürger aber auf eine auch quantitativ optimale

Rechtsversorgunggerichtet, unter Rückgriff auch auf die im

Verwandten- und Freundeskreis bestehenden Ressourcen

und mit der Möglichkeit einer gerade wegenderpersönlichen

Beziehung besonders engagierten Interessenwahrneh-

mung". Der Eingriff sei außerdem nicht notwendig. „Mit der

Bitte um Rechtsrat wendet mansich nicht an beliebige Per-

sonen, sondernin aller Regel nur an Personen,bei denenei-



ne hinreichende Kompetenzin Rechtsdingen vorliegt.”Auch

hinsichtlich der Ordnungsfunktion des RBerG sei unter dem

Gesichtspunkt der Geeignetheit des Mittels die Interessenla-

ge keineswegseindeutig. Die unentgeltliche Beratungstätig-

keit könne innerhalb von Selbsthilfegruppen und anderen

Bürgerinitiativen eine wünschenswerte Filterfunktion über-

nehmen, durch die Bürger von der Aussichtslosigkeit man-

cher Rechtsmittel überzeugt werden. „Oftmals geht es den

Beratenden sogar hauptsächlich um die bei vielen Rechts-

anwälten vergeblich erhoffte Möglichkeit, sich mit den mit der

Rechtsfrage verbundenen Sorgen wenigstens einmal ge-

genüber einem verständnisvollen Gesprächspartner aus-

sprechen zu dürfen.” Beispielsweise aus den Bereichen der

Strafgefangenenhilfe und Asylbewerbung werde vonentspre-

chenden Erfahrungen berichtet. In Bezug auf die Notwen-

digkeit des Mittels betont Kramer, daß der Funktionsfähigkeit

der Rechtspflege bereits durch das Zulassungserfordernis

des $ 138 Il StPO und die Ausschlußmöglichkeiten der ande-

ren Verfahrensordnungen Rechnung getragen werde.

Wennals weiterer Schutzzweck des RBerG der Schutz der

Anwaltschaft vor außenstehenden standes- und gebühren-

rechtlich ungebundenenMitbewerbernins Feld geführt wer-

de, so sei zu beachten, daß der ökonomische Schutz einer

Berufsgruppe vor Wettbewerbern nach der Rechtsprechung

des Bundesverfassungsgerichts'5 der verfassungsrechtli-

chen Überprüfung nicht standhalte, weil der Konkurrenz-

schutz als solcher kein Gemeinwohlbelangsei.

Die Abwägung dereinzelnen Interessen

Bei der erforderlichen Abwägung derentgegenstehendenöf-

fentlichen und individuellen Interessen sei zu berücksichti-

gen, daß unter den vielfältigen Formenindividueller Betäti-

gung derEntschluß, uneigennützig anderen mit Tat und Rat

zur Seite zu stehen, besonders herausrage, betont Kramer. In

der Praxis werde das RBerG hingegen „immer dann aus dem

Hut gezogen, wenn es um Sozialhilfeempfänger oder Asyl-

bewerber geht". Bezüglich der Beratung wirtschaftlich und

sonst sozial schlecht gestellter Bürger durch Sozialarbeiter,

Bewährungshelfer sowie ehrenamtlich Tätige in Sozialhilfe-

und anderen Angelegenheiten werde das RBerG häufig da-

zu benutzt, um die Durchsetzung vonberechtigten Sozialhil-

feansprüchen abzuwehren.

Bisher hätten die Verfolgungsbehörden zwar davon abgese-

hen, Bußgeldbescheide gegen die Mitarbeiter kirchlicher

Stellen oder von amnesty international beziehungsweise von

Pro Asyl zu erlassen. „Aber allein durch die oftmals förmlich

ausgesprochene Androhung solcher Verfahren sehen sich

diese Stellen und Bürger in ihrem ehrenamtlichen rechts-

staatlichen Engagement behindert”. Für alle Angehörigen

wirtschaftlich schlecht gestellter und sonst sozial schwacher

Gruppen verkehre sich in der Rechtspraxis, so Kramer, „der

vorgebliche Schutzzweck des Gesetzes - Rechtsunkundige

vor unzulänglicher Rechtsberatung zu schützen - erkennbar

in sein Gegenteil, nämlich in den Zweck,eine effektive Wahr-

nehmung von Rechtspositionen nach Möglichkeit geradezu

zu verhindern oder zu erschweren.”

Eine durchaus gangbare Alternative zur Aufhebung des

RBerGstellt die Reform des RBerG dar. Dazu bräuchte man

nur ein einziges Wort zu ändern. Wennin Art. 18 1 RBerG

nicht mehr von „geschäftsmäßiger” sondern von „entgeltli-

cher” Rechtsbesorgung die Rede wäre, wäre vielen bereits

geholfen. „Dem Verbraucherschutzgedanken wäre weitest-

gehend Rechnunggetragen, weil bei Einhaltung des Verbots

jeglicher entgeltlichen Rechtsbesorgung derFall nicht eintre-

ten kann, daß der Rechtsuchende gutes Geld für eine
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schlechte Leistung bezahlen muß, und weil ihm ansonstenbei

Inanspruchnahme unentgeltlicher Rechtsbesorgung ein

Wegfall des Schutzes durch eine Verbotsvorschrift zuzumu-

ten ist”, schreibt König. Auch den gerechtfertigten Belangen

der Anwaltschaft wäre mit der Einführung des Tatbestands-

merkmals der Entgeltlichkeit anstelle der bisherigen Ge-

schäftsmäßigkeit entsprochen. Werde lediglich die unent-

geltlich gewährte Rechtsbesorgung aus dem Verbot des Art.1

8 1 RBerG herausgenommen,so bleibe die wirtschaftlich in-

teressante entgeltliche Rechtsbesorgungdesausschließlich

der Rechtsanwaltschaft zugewiesenenArbeitsgebietes erhal-

ten. „Da der Bereich der gerichtlichen Vertretung ohnehin an-

gesichts der fortbestehendenEinschränkungenfür das Auf-

treten nicht zugelassener Personen vor Gericht im wesentli-

chen der Anwaltschaft verbleibt, scheidet”, so König, „im

eigentlichen Kerngebietdie unentgeltliche Rechtsbesorgung

für den Rechtsuchendenals interessante undbillige Versor-

gungsmöglichkeit aus.” Schließlich dürfte auch den Belangen

der Rechtspflege durch eine derartige Neufassung des

Rechtsbesorgungsverbots Genüge getan sein. Soweit die

Funktionsfähigkeit der Gerichte angesprochenist, bleibt der

bisher bestehende Schutzwall weitgehend unangetastet.'6

Der Bremer Senat erließ am 3. März 1949 eine Durchfüh-

rungsverordnung, die das ansonsten bundeseinheitlich gel-

tende RBerG in einem entscheidenden Punkt modifiziert: in

Bremenist nur die gewerbsmäßige Rechtsberatung erfaßt,

worunter nach Rechtsprechung und Literatur nur die entgelt-

liche regelmäßige Tätigkeit zu verstehenist.'7 Und warum

sollte das, was in Bremen möglich ist, nicht auch im übrigen

Bundesgebiet möglich sein?

Constanze Oehlrich studiert Jura und lebtin Berlin.
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